
linie über die Wahl und die Arbeitsweise der Be­
schwerdekommissionen für Sozialversicherung des 
FDGB vom 5. Mai 1969 (GBl. II S. 329) auch zuständig. 
Der Beschluß der Beschwerdekommission über die 
Rückforderung der Rentenleistung kann — wie in §2 
der 2. VO über die Beschwerdekommissionen für Sozial­
versicherung des FDGB vom 4. Juni 1969 (GBl. II S. 329) 
festgelegt ist — gemäß §§ 52 ff. AGO vollstreckt 
werden.
Da mithin schon über den Rückforderungsanspruch ent­
schieden war, hätte das Kreisgericht den Angeklagten 
nicht zum Schadenersatz verurteilen dürfen. Falls der 
entsprechende Antrag der Sozialversicherung im Ver­
fahren nicht zurückgenommen wurde, hätte es ihn als 
unzulässig zurückweisen müssen.
Das Urteil des Kreisgerichts war daher hinsichtlich der 
Verurteilung zum Schadenersatz in Selbstentscheidung 
gemäß § 11 Abs. 2 ÄEG aufzuheben und der diesbezüg­
liche Antrag der Sozialversicherung als unzulässig 
zurückzuweisen.

Zivilrecht

§§ 917, 918 Abs. 2 BGB.
1. Zu den Voraussetzungen, unter denen ein Grund­
stückseigentümer nach Teilung des Grundstücks infolge 
Veräußerung einen Notweg über das ihm verbleibende 
Grundstück zu dulden hat.
2. Die Verpflichtung des Grundstückseigentümers, einen 
Notweg über sein Grundstück zu dulden, ist eine ge­
setzliche Eigentumsbeschränkung. Sie bedarf keiner 
Eintragung im Grundbuch.
BG Suhl, Urteil vom 10. September 1973 — 3 BCB16/73.

Der Verklagte verkaufte im März 1969 Teilflächen sei­
nes Grundstücks an den Kläger. Im Kaufvertrag wurde 
vereinbart, daß der Kläger die über das Grundstück 
des Verklagten führende etwa 6 m breite Fahrstraße be­
nutzen darf, um zu dem erworbenen Grundstück zu ge­
langen. Als Gegenleistung für das Geh- und Fahr­
recht übernahm der Kläger die Reinigung und Instand­
haltung der Fahrstraße.
Im April 1972 machte der Verklagte dem Kläger das 
Geh- und Fahrrecht streitig. Daraufhin hat der Kläger 
Klage auf Einräumung des Notwegrechts erhoben.
Das Kreisgericht hat den Verklagten verurteilt, zu 
dulden, daß der Kläger den durch das Grundstück des 
Verklagten führenden Notweg benutzt, und der Ein­
tragung eines Geh- und Fahrrechts in das Grundbuch 
zuzustimmen. Zur Begründung hat es ausgeführt, dem 
Kläger könne wegen der damit verbundenen Kosten 
und sonstigen Schwierigkeiten die Anlegung einer an­
deren Zufahrtsstraße zu dem erworbenen Grundstück 
nicht zugemutet werden.
Die gegen diese Entscheidung eingelegte Berufung des 
Verklagten ist nicht begründet, wenn sie auch zur Ab­
änderung des Urteils des Kreisgerichts führte.

Aus den G r ü n d e n :
Nach § 918 Abs. 2 BGB ist bei einer Veräußerung von 
Teilen von Grundstücken der Notweg vom Eigentümer 
des Teiles zu dulden, über den die Verbindung bisher 
stattfand, wenn durch die Veräußerung dem veräußer­
ten oder zurückbehaltenen Teil die Verbindung zu einem 
öffentlichen Weg abgeschnitten wurde./*/
Diese Voraussetzung trifft hier zu. Die Ortsbesichtigung 
hat ergeben, daß das Grundstück des Klägers im Nord­
osten zwar an einen öffentlichen Weg, die B.-Straße, 
grenzt, daß es aber von dieser Straße durch eine steile

/*/ VgL dazu auch OG, Urteil vom 31. Juli 1973 — 2 Zz 14/73 — 
(NJ 1973 S. 739). - D. Keid.

Böschung, die mit einer etwa 1,40 m hohen Stützmauer 
befestigt ist, getrennt ist. Somit fehlt dem Grundstück 
des Klägers gegenwärtig eine zur ordnungsgemäßen Be­
nutzung notwendige Verbindung zu einem öffentlichen 
Weg. Bis zur Behebung dieses Mangels hat der Ver­
klagte die Mitbenutzung seines Grundstücks als Not­
weg nach §§ 917, 918 Abs. 2 BGB zu dulden. In Über­
einstimmung mit der Auffassung des Kreisgerichts kann 
dem Kläger derzeit nicht zugemutet werden, sich an 
dieser Stelle eine eigene Zufahrtsstraße zu bauen. Ab­
gesehen davon, daß die spätere Straßenführung der 
jetzigen T.-Straße noch nicht feststeht und schon aus 
diesem Grunde gegenwärtig die Anlegung einer neuen 
Zufahrt durch den Kläger ökonomisch nicht zu vertre­
ten ist, müßte die Zufahrt dann über die B.-Straße er­
folgen. Diese ist zwar notdürftig befestigt, und zwar 
in einer Breite von etwa 3 m; das Einbiegen großer 
Fahrzeuge zum Grundstück des Klägers wäre aber sehr 
schwierig, wenn nicht sogar unmöglich. Außerdem wür­
den die Fahrzeuge dann an der anderen Seite des Hau­
ses des Verklagten vorbeifahren, so daß die Beeinträch­
tigungen für ihn nicht wesentlich geringer wären. Dem­
gegenüber besteht der vom Kläger beantragte Notweg 
in einer etwa 6 m breiten Fahrstraße, die eigens zu dem 
Zweck angelegt worden ist, um zum Haus des Ver­
klagten, aber auch zu dem des Klägers zu gelangen. Es 
ist zu berücksichtigen, daß die Grundstücke früher eine 
wirtschaftliche Einheit bildeten und die Parteien sich 
beim Abschluß des Grundstückskaufvertrags auch 
über die Benutzung des Fahrwegs einig waren.
Die Ausführungen des Verklagten, daß im Zuge der 
Neuverlegung der Fernverkehrsstraße möglicherweise 
auch eine Änderung der bisherigen Zufahrt erforderlich 
sein wird, mögen zutreffen. Eine solche Neuverlegung ist 
aber bisher noch nicht abzusehen. Es kann daher nicht 
vom Willen des Verklagten abhängen, ob und wann der 
Kläger eine andere Zufahrt baut. Wird dies auf Grund 
einer anderweitigen Straßenführung erforderlich oder 
möglich, dann erlischt die Verpflichtung des Verklag­
ten zur Duldung des Notwegs. Solange dies jedoch nicht 
der Fall ist, muß der Kläger das Grundstück des Ver­
klagten in Gestalt des Notwegs zu seinem eignen Grund­
stück mitbenutzen können. Dies hat der Verklagte auch 
zu dulden. (Es folgen Ausführungen zum Umfang des 
Notwegrpchts.)
Die Verpflichtung des Verklagten, die Mitbenutzung 
seines Grundstücks zur Herstellung der erforderlichen 
Verbindung zum Grundstück des Klägers zu dulden, 
ist eine auf Gesetz (§§ 917, 918 Abs. 2 BGB) beruhende 
Eigentumsbeschränkung. Es ist weder notwendig noch 
zulässig, ein Notwegrecht im Grundbuch einzutragen. 
Entgegen den Darlegungen im Urteil des Kreisgerichts 
hat der Kläger den Antrag auf Verurteilung des Ver­
klagten zur Zustimmung zu einer solchen Eintragung 
nur hilfsweise gestellt. In erster Linie hat er die Ver­
urteilung des Verklagten zur Duldung des Notwegs be­
antragt; nur dazu hätte der Verklagte verurteilt werden 
dürfen.
Das Urteil des Kreisgerichts war aus diesem Grunde 
entsprechend abzuändern; die Berufung des Verklagten 
im übrigen zurückzuweisen.

§18 LPG-Ges.; §209 Abs. 2 Ziff. 1 BGB; §§496 Abs. 3, 
693 Abs. 2 ZPO; Ziff.5 Abs. 3 LPG-MSt Typ in.
1. In LPG-rechtlichen Streitigkeiten sind die Bestim­
mungen des Zivilrechts über Unterbrechung und Hem­
mung der Verjährung anwendbar.
2. Die Verjährung eines Anspruchs wird auch dann 
unterbrochen, wenn eine Klage oder ein Antrag auf 
Erlaß eines Zahlungsbefehls einen Tag vor Fristablauf 
eingereicht and demnächst zugestellt wird.
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